Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/764 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des Steinkohlen- 
absatzes in der Elektrizitätswirtschaft 

— Drucksache V/679 — 


Bericht des Abgeordneten Westphal 


Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 23, Juni 1966 
den Gesetzentwurf — Drucksache V/679 — in der Fassung des 
Schriftlichen Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen — Drucksache V/753 — als Finanzvorlage 
gemäß § 96 Abs. 3 der Geschäftsordnung behandelt. Der Haus- 
haltsausschuß hat festgestellt, daß im einzelnen folgende Kosten 
entstehen: 


im 

Rechnungsjahr 

1966 

keine 


im 

Rechnungsjahr 

1967 

15 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1968 

45 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1969 

75 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1970 

105 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1971 

135 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1972 

150 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1973 

150 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1974 

150 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1975 

150 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1976 

150 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1977 

135 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1978 

105 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1979 

75 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1980 

45 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1981 

15 000 000 

DM. 
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Durch die Länder, in denen Steinkohle gefördert wird, sollen 
ein Drittel der Kosten übernommen werden, obwohl der Ge- 
setzentwurf eine entsprechende Bestimmung nicht vorsieht. Der 
Haushaltsausschuß nahm dazu eine Erklärung der Bundesregie- 
rung zur Kenntnis, die besagt, daß die Zusage zur Übernahme 
des Drittels der Kosten auf einer Erklärung des Herrn Minister- 
präsidenten von Nordrhein-Westfalen vom 29. März 1966 


beruht. 

Dementsprechend ergibt 

sich für den Bund 

folgende 

Belastung: 




im 

Rechnungsjahr 

1966 

keine 


im 

Rechnungsjahr 

1967 

10 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1968 

30 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1969 

50 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1970 

70 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1971 

90 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1972 

100 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1973 

100 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1974 

100 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1975 

100 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1976 

100 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1977 

90 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1978 

70 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1979 

50 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1980 

30 000 000 

DM 

im 

Rechnungsjahr 

1981 

10 000 000 

DM, 


also insgesamt 1 Milliarde DM. Die Mittel für die einzelnen 
Rechnungsjahre sind aus dem Aufkommen der Mineralölsteuer 
zu entnehmen. 

Der Haushaltsausschuß stellt fest, daß die durch den Gesetz- 
entwurf eintretende Belastung demnach im jeweiligen Haus- 
haltsplan gedeckt werden kann. 

Änderungsanträge, die zu diesem Gesetzentwurf eingebracht 
werden und Mehrausgaben verursachen, sind durch den vor- 
stehenden Beschluß des Haushaltsausschusses nicht gedeckt. 


Bonn, den 24. Juni 1966 


Der Haushaltsausschuß 


Sdioettle Westphal 

Vorsitzender Berichterstatter 
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